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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 2. Mai 2004
wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Im Streit steht der Grad der Behinderung (GdB) des KlÃ¤gers.

Der 1953 geborene KlÃ¤ger beantragte am 6. Mai 2004 erstmals die Feststellung
seines GdB und machte als Behinderungen eine Coxarthrose beidseits, eine
ausgeprÃ¤gte Retropatellar- und Valgusgonarthrose rechts, eine Gonarthrose links
sowie eine Spondylochondrose, Spondylose und Spondylarthrose in der
WirbelsÃ¤ule geltend.

Das Versorgungsamt Ulm (VA) zog den Entlassbericht vom 26. Mai 2004 nach
stationÃ¤rem Rehaaufenthalt des KlÃ¤gers in der F.-Klinik B. B. vom 19. April bis 10.
Mai 2004 bei (Diagnosen: Gonarthrose mit Rechtsbetonung, PseudoradikulÃ¤res
LWS-Syndrom bei Spondylochondrose und Spondylose der LWS, Coxarthrose
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beidseits, Adipositas). Nach Einholung einer versorgungsÃ¤rztlichen (vÃ¤)
Stellungnahme stellte das VA mit Bescheid vom 21. Juni 2004 einen GdB von 30
fest, dem als Behinderungen eine Funktionsbehinderung beider Kniegelenke (Teil-
GdB 30), beider HÃ¼ftgelenke (Teil-GdB 10) und der WirbelsÃ¤ule (Teil-GdB 10)
zugrunde lagen.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und machte u.a. geltend, ohne Einnahme
von Schmerzmitteln sei ihm die tÃ¤gliche Arbeit gar nicht mehr mÃ¶glich. Seine
Behinderungen seien erheblicher als vom VA angenommen. Mit
Widerspruchsbescheid vom 16. August 2004 wies der Beklagte (nach weiterer vÃ¤
Stellungnahme) den Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung wurde
ausgefÃ¼hrt, eine gravierende andauernde FunktionseinschrÃ¤nkung der
WirbelsÃ¤ule und der Beingelenke sei den vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen
nicht zu entnehmen, die angefochtene Entscheidung daher zutreffend.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 7. September 2004 Klage zum Sozialgericht Ulm
(SG), die trotz mehrfacher Erinnerung nicht begrÃ¼ndet und durch Urteil vom 2.
Mai 2005 zurÃ¼ckgewiesen wurde, gestÃ¼tzt im Wesentlichen auf die vÃ¤
Stellungnahmen.

Gegen das am 16. Juni 2005 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 15. Juli 2005
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er vor, die bestehenden
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen seien nicht ausreichend gewÃ¼rdigt, wie
den beigefÃ¼gten Stellungnahmen der behandelnden Ã�rzte zu ersehen sei. Keiner
der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte sei bisher gehÃ¶rt worden.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 2. Mai 2005 sowie den Bescheid vom 21. Juni
2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 16. August 2004 aufzuheben
und den Beklagten zu verurteilen, einen GdB von wenigstens 50 v.H. festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung verweist er auf den Inhalt der angefochtenen Entscheidungen
und die vÃ¤ Stellungnahme vom 21. MÃ¤rz 2006, auf die inhaltlich verwiesen wird.

Der Senat hat den Beteiligten mitgeteilt, es komme die MÃ¶glichkeit in Betracht, die
Berufung durch Beschluss ohne mÃ¼ndliche Verhandlung zurÃ¼ckzuweisen, wenn
er sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht
fÃ¼r erforderlich halte. Die Beteiligten haben Gelegenheit erhalten, zu dieser
Verfahrensweise Stellung zu nehmen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten sowie der Gerichtsakten beider
Instanzen Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte Ã¼ber die Berufung des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4
Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch Beschluss entscheiden, weil er eine mÃ¼ndliche
Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt, nachdem die Beteiligten Gelegenheit
erhalten hatten, sich hierzu zu Ã¤uÃ�ern und die Entscheidung einstimmig ergeht.

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte und nach Â§ 151 SGG zulÃ¤ssige
Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

MaÃ�gebliche Rechtsgrundlagen sind insoweit seit 01.07.2001 die Vorschriften des
9. Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB IX), die an die Stelle der durch dieses Gesetz
aufgehobenen Vorschriften des Schwerbehindertengesetzes (SchwbG) getreten sind
(Artikel 63, 68 des SGB IX vom 19.06.2001, BGBl. I S. 1046).

Nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellen auf Antrag des behinderten Menschen die
fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Sind neben
dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzung
fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
ebenfalls die erforderlichen Feststellungen (Â§ 69 Abs. 4 SGB IX). Auf Antrag stellen
die BehÃ¶rden einen Ausweis Ã¼ber die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch,
den Grad der Behinderung sowie Ã¼ber weitere gesundheitliche Merkmale aus.

Diese Vorschriften sind weitgehend inhaltsgleich mit den bis zum 30.06.2001
geltenden Vorschriften der Â§Â§ 3 und 4 SchwbG, weshalb die bisherigen
GrundsÃ¤tze zur GdB-Bewertung weiter angewandt werden kÃ¶nnen. Inwieweit in
EinzelfÃ¤llen GesundheitsstÃ¶rungen Ã¼ber die damit verbundenen
FunktionseinschrÃ¤nkungen hinaus Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft haben und auch diese Auswirkungen insoweit bei der GdB-
EinschÃ¤tzung zu berÃ¼cksichtigten sind (vgl. BSG, Urteil vom 07.11.2001 â�� B 9
SB 1/01 R), kann dahinstehen, denn solche UmstÃ¤nde sind vorliegend nicht
ersichtlich. Die Feststellung des GdB ist eine rechtliche Wertung von Tatsachen, die
mit Hilfe von medizinischen SachverstÃ¤ndigen festzustellen sind. Dabei orientiert
sich der Senat im Interesse der Gleichbehandlung aller Behinderten an den
BewertungsmaÃ�stÃ¤ben, wie sie in den "Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrecht", Ausgabe 2004 (AP) niedergelegt sind (vgl. BSG SozR
3870 Â§ 3 SchwbG Nr. 4; SozR 3 â�� 3870 Â§ 4 SchwbG Nr. 19 und Urteil vom
07.11.2001 aaO). Die AP besitzen zwar keine NormqualitÃ¤t, weil sie weder auf
einem Gesetz noch auf einer Verordnung oder auch nur auf Verwaltungsvorschriften
beruhen. Sie sind vielmehr als antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten anzusehen,
die in der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit wirken, und
haben deshalb normÃ¤hnliche Auswirkungen. Auch sind sie im Interesse einer
gleichmÃ¤Ã�igen Rechtsanwendung wie untergesetzliche Normen von den
Gerichten anzuwenden (vgl. BSGE 72, 285, 286; BSG SozR 3 â�� 3870 aaO; BSG,
Urteil vom 18.09.2003 â�� B 9 SB 3/02 R).
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Bei der Bildung des Gesamt-GdB ist nach den GrundsÃ¤tzen zu verfahren, wie sie in
den AP (Abschnitt 19) ihren Niederschlag gefunden haben. Danach sind bei der
Festsetzung des Gesamt-GdB die Auswirkungen aller BeeintrÃ¤chtigungen unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander maÃ�gebend (Â§
69 Abs. 3 Satz 1 SGB IX). Leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10
bedingen, fÃ¼hren nicht zu einer Zunahme der GesamtbeeintrÃ¤chtigung, auch
wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen.
Auch bei leichten GesundheitsstÃ¶rungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach
nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der
Behinderung zu schlieÃ�en. Bei der Bildung des Gesamt-GdB ist in der Regel von
der Behinderung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB verursacht. Dann ist
im Hinblick auf weitere Behinderungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das
AusmaÃ� der Behinderung insgesamt grÃ¶Ã�er wird und deshalb dem hÃ¶chsten
Einzel-GdB ein Behinderungsgrad von 10 oder 20 oder mehr hinzuzufÃ¼gen ist, um
der Behinderung insgesamt gerecht zu werden. Mathematische Methoden,
insbesondere eine Addition der einzelnen GdB-Werte, sind hierbei ausgeschlossen
(BSG SozR 3870 Â§ 3 SchwbG Nr. 4).

Unter BerÃ¼cksichtigung der in den Anhaltspunkten niedergelegten GrundsÃ¤tze
ist im Fall des KlÃ¤gers ein GdB von mehr als 30 auch unter BerÃ¼cksichtigung der
Ã¼bersandten Ã�uÃ�erungen der behandelnden Ã�rzte nicht festzustellen.

Das Attest des Hausarztes Dr. E. enthÃ¤lt lediglich die Diagnosen, die bereits vom
Beklagten in den angefochtenen Entscheidungen der Feststellung des GdB
zugrunde gelegt worden sind. Seiner â�� darÃ¼ber hinaus â�� geÃ¤uÃ�erten
Auffassung, der GdB sei mit Ã¼ber 30 v.H. zu bewerten, hat er nicht begrÃ¼ndet
und auch keine Untersuchungsbefunde mitgeteilt, die diese Schlussfolgerung tragen
kÃ¶nnten. Ermittlungen ins Blaue hinein hat der Senat deshalb nicht zu
veranlassen. Dies insbesondere auch nicht unter BerÃ¼cksichtigung der
AusfÃ¼hrungen des behandelnden OrthopÃ¤den im Arztbrief vom 27. Januar 2006,
der als Diagnosen ein degeneratives LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom bei Skoliose mit
Wurzelreiz, Coxarthrose beidseits, Gonarthrose beidseits und BeinlÃ¤ngendifferenz
zu Ungunsten rechts um 7 mm auffÃ¼hrt. Auch insoweit handelt es sich lediglich
um die bekannten Diagnosen; die von Dr. B. aufgefÃ¼hrten Ergebnisse der
rÃ¶ntgenologischen Untersuchung der LWS haben keine weiter reichenden
Behinderungen bestÃ¤tigen kÃ¶nnen. Letztlich sind daher auch fÃ¼r den Senat die
im Rehaentlassbericht der F.-Klinik angegebenen Erkrankungen und Funktionswerte
entscheidender MaÃ�stab der gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung, da neuere Befunde
nicht vorgelegt worden sind und die darin aufgefÃ¼hrten Diagnosen und
funktionellen EinschrÃ¤nkungen auch unter BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen
von Dr. B. noch immer den Gesundheitszustand des KlÃ¤gers zutreffend
widerspiegeln.

Die beim KlÃ¤ger bestehenden funktionellen EinschrÃ¤nkungen im Bereich der
WirbelsÃ¤ule sowie der HÃ¼ft- und Kniegelenke rechtfertigt einen Teil-GdB von 30.

Nach den AP Nr. 26.18 S. 116 sind WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den ohne
BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t mit einem GdB von 0 zu bewerten,
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mit geringen funktionellen Auswirkungen (Verformung, rezidivierende oder
anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t geringen Grades, seltene
und kurzdauernd auftretende leichte WirbelsÃ¤ulensyndrome) mit einem Teil-GdB
von 10 und erst WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit mittelgradigen funktionellen
Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Tage andauernde
WirbelsÃ¤ulensyndrome) mit einem Teil-GdB von 20. Im Entlassbericht vom 26. Mai
2004 ist ein Schulter- und Beckengeradstand beschrieben sowie eine vermehrte
LWS-Lordosierung. Im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) waren Rotation und
Seitneigung frei, der Kinn-Sternum-Abstand betrug 3/16 cm. Im Bereich der
BrustwirbelsÃ¤ule (BWS) war das Zeichen nach Ott mit 30/33 cm (geringe
EinschrÃ¤nkung), die Atemexkursion um 5 cm beschrieben. Die LWS konnte zu Â¾
inkliniert und zu 2/4 rekliniert werden, die Seitneigung war zu 2/4 mÃ¶glich. Das
Zeichen nach Schober betrug 10/14 cm (geringe EinschrÃ¤nkung), der
FuÃ�bodenfingerspitzenabstand 15 cm. Es fand sich weiter ein ausgeprÃ¤gter
Muskelhartspann lumbal. Angesichts dieser Funktionswerte ist von einem
WirbelsÃ¤ulenschaden mit nur geringen funktionellen Auswirkungen auszugehen,
der einen Teil-GdB von mehr als 10 nicht rechtfertigt. Die vom KlÃ¤ger genannten
Schmerzen sind in den GdB-Werten nach den AP bereits berÃ¼cksichtigt und
rechtfertigen keine andere Feststellung (vgl. AP Nr. 18.8 Seite 24).

Entsprechendes gilt fÃ¼r die vom KlÃ¤ger geltend gemachten
Kniegelenksbeschwerden. BewegungseinschrÃ¤nkung im Kniegelenk geringen
Grades (z.B. Streckung/Beugung bis 0-0-90) einseitig sind mit einem GdB von 0 â��
10, beidseitig von 10 â�� 20, EinschrÃ¤nkungen mittleren Grades (z.B.
Streckung/Beugung 0-10-90) einseitig mit einem GdB von 20 und beidseitig von 40
zu bewerten. Erst eine BewegungseinschrÃ¤nkung stÃ¤rkeren Grades (z.B.
Streckung/Beugung 0-30-90) rechtfertigt bei einseitigem Vorliegen einen GdB von
30, bei beidseitigem Vorliegen einen solchen von 50 (AP Nr. 26.18 S. 126). Im
Entlassbericht wird neben einem Streckdefizit im Kniegelenk die Extension/Flexion
mit 0-5-120 rechts und links 0-0-120 mitgeteilt sowie retropatellares Reiben der
Kniegelenke sowie ein Druckschmerz im medialen Kniegelenksspalt beidseits. Dabei
handelt es sich somit auch um geringe funktionelle EinschrÃ¤nkungen beidseits, die
nur einen Teil-GdB von 10 rechtfertigen kÃ¶nnen.

BewegungseinschrÃ¤nkungen der HÃ¼ftgelenke geringen Grades (z.B.
Streckung/Beugung bis zu 0-10-90 mit entsprechender EinschrÃ¤nkung der Dreh-
und SpreizfÃ¤higkeit) einseitig sind mit einem GdB von 10 â�� 20, beidseitig von 20
â�� 30 zu bewerten (AP Nr. 26.18 S. 124, 125). Auch insoweit sind die im
Entlassbericht aufgefÃ¼hrten Werte zur Beurteilung heranzuziehen. Die
HÃ¼ftgelenksbeweglichkeit wurde in der Extension/Flexion mit 0-0-120, in der Ab-
bzw. Adduktion mit 30-0-20 mitgeteilt. Angesichts dieser Funktionswerte ist, wie in
der vÃ¤ Stellungnahme vom 21. MÃ¤rz 2006 zutreffend ausgefÃ¼hrt, der dafÃ¼r
bisher veranschlagte Teil-GdB von 30 groÃ�zÃ¼gig, jedenfalls aber ausreichend
bemessen.

Soweit im Arztbrief von Dr. B. noch eine BeinverkÃ¼rzung um 7 mm berichtet wird,
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ist nur ergÃ¤nzend darauf hinzuweisen, dass eine BeinverkÃ¼rzung bis 2,5 cm
nicht die Feststellung eines GdB rechtfertigt (AP Nr. 26.18 S. 125).

Weiterer medizinischer Sachverhaltsermittlungen von Amts wegen bedurfte es
nicht, da der Sachverhalt ausreichend geklÃ¤rt ist. Der im Schriftsatz vom 14.
Februar 2006 noch gestellte Antrag, ein Gutachten Â§ 109 SGG bei Dr. E.
einzuholen, ist abzulehnen, da der KlÃ¤ger den bis zum 21. April 2006 geforderten
Kostenvorschuss in HÃ¶he von 1.500,- EUR nicht einbezahlt und auch keine
KostenverpflichtungserklÃ¤rung Ã¼bersandt hat.

Nach alldem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Hierauf und auf Â§ 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 08.08.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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